3.4.1 GmbH mit Aufsichtsrat gemaf MitbestG, PIE

3.4.1 | Rechtsform: GmbH _PIE* oder ol
Mitbestimmungsstatut: MitbestG ~Non-PIE":
Vorbemerkungen

Einfihrende Bemerkungen:

Die GmbH hat nur dann zwingend einen Aufsichtsrat, wenn eines der Mitbestimmungsgesetze

(hier MitbestG oder DrittelbG) gilt.

Unterfallt die GmbH dem Mitbestimmungsgesetz, besteht der Aufsichtsrat zwingend zur Halfte

aus Vertretern der Arbeithehmer.

Ist die GmbH kapitalmarktorientiert oder Versicherungsunternehmen oder Kreditinstitut, ist sie
Unternehmen von o6ffentlichem Interesse (,Public Interest Entity* — ,PIE").

Anwendbare Rechtsvorschriften:

gelten:

Anmerkung:

Anwendung der Regelungen der
EU-AbschlusspriufervO

unmittel-
bar

Da PIE, gilt EU-VO 537/2014 unmittel-
bar. (Art. 2 Abs. 1 Buchst. b) EU-VO
537/2014 i.V.m. Art. 2 Abs. 13 EU-
Abschlusspruferrichtlinie)

Anwendung der Regelungen des
AktG zum Aufsichtsrat

unmittel-
bar

Die Regelungen des AktG zum Auf-
sichtsrat gelten auch fir die GmbH
mit Aufsichtsrat nach dem MitbestG
(Uber die Verweisungen in 88 25 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 sowie 6 Abs. 6 MitbestG).

Die hier infrage kommenden Regelun-
gen, v.a. uber

= Anforderungen an AR-Mitglieder
(8 100 AktG)

= Bildung von Ausschiissen des Auf-
sichtsrats, besondere Aufgaben eines
Prifungsausschusses und nicht (ab-
schlie3end) delegierbare Vorbehalts-
aufgaben des Gesamtaufsichtsrats
(8 107 AktG)

= Prufung, Billigung und Feststellung
des Jahres- und Konzernabschlusses
durch den Aufsichtsrat (88 171, 172
AktG)

sind deshalb zwingendes Recht. Die
Kompetenzen des Aufsichtsrats (z.B. zur
Feststellung des Jahresabschlusses)
kénnen aber durch den Gesellschaftsver-
trag erweitert werden.

Anwendung der Regelungen des
HGB uber die Prufung von Jahres-
und Konzernabschlissen

unmittel-
bar

Soweit nicht die besonderen Regelungen
der EU-VO 537/2014 gelten (diese ha-
ben fir PIE immer Vorrang), gelten die
Regelungen des HGB Uber die gesetzli-
che Pflichtprifung von Jahres- und Kon-
zernabschluss (88 316 — 324 HGB).




3.4.1 | Rechtsform: GmbH PIE* oder PIE
Mitbestimmungsstatut: MitbestG »Non-PIE".

Q) Auswahl des Abschlussprufers (Wechsel oder erneute Bestellung)

Sachverhalt: Norm: Anmerkung:

Uberwachung der Auswahl des Abschlussprifers:

neu Prufungsausschuss (bzw. Auf-
sichtsrat) hat die Auswahl des
Abschlussprifers zu tiberwa-

chen.

8 107 Abs.
3 Satz 2
AktG n.F.

Neuregelung gilt fur alle obligatorischen
Aufsichtsrate, da § 107 Akt entweder
unmittelbar (AG) oder tber Verweisun-
gen in MitbestG und DrittelbG gilt.

» EXterne Rotation* (Zwingender Wechs

el des Abschlusspriufers):

Hoéchstlaufzeit von Pri-
fungs-mandaten: 10 Jahre.

Erhohte Mandatslaufzeit
nach 6ffentlichem Aus-
schreibungsverfahren fur
das 11. zu prifende Ge-
schéftsjahr: 20 Jahre.

Erh6hte Mandatslaufzeit bei
Bestellung mehrerer WP
als Abschlussprifer
(,Joint Audit") ab dem 11.
zu prufenden Geschéftsjahr:

neu 1)

2)

3)

Art. 17
Abs. 1
EU-VO

§ 318 Abs.
laSatz 1
HGB

§ 318 Abs.
la Satz 2
HGB

24 Jahre.

Ubergangsregelung

(Art. 41 EU-VO):

Wechsel, wenn Mandatsdauer ...

» am 17.06.2020 mindestens 20 Jahre
betragt,

* am 17.06.2023 mehr als 10 und we-
niger als 20 Jahre betragt,

= am 17.06.2016 weniger als 11 Jahre
und wenn Hoéchstdauern gem. Art. 17
Abs. 1 EU-VO bzw. § 318 Abs. 1a
HGB erreicht werden.

Ubergangsregel (EGHGB): Alternativen 2) und 3) kommen ab dem 12. oder 13. zu pri-
fenden Geschaftsjahr in Frage, wenn die Wahl des Abschlussprtfers fiir das nachste
nach dem 16.06.2016 beginnende Geschaftsjahr erfolgt.

Zustandigkeit des Prifungsausschusses fir das Auswahlverfahren:

neu Prifungsausschuss ist fir das
0.9. Ausschreibungsverfahren
(,Auswahlverfahren®) ,zustén-

dig”.

Art. 16
Abs. 2 bis
5 EU-VO

Prufungsausschuss ist ,Herr des Verfah-
rens”; ,gepriftes Unternehmen® ...

= kann das Auswahlverfahren frei ge-
stalten (keine 6ffentliche Ausschrei-
bung im Sinne des Vergaberechts er-
forderlich),

= beurteilt die Vorschlage (Angebote)
der Abschlusspriifer anhand der in
den Ausschreibungsunterlagen fest-
gelegten Auswabhlkriterien,

= erstellt einen Bericht, der vom Pri-
fungsausschuss validiert wird.

Beschrankungen bei der Pruferauswahl unzuléssig:

neu Verbot von Vertragen, die die
Auswahl von Abschlussprifern

einschranken.

Art. 16.
Abs. 6
EU-VO

Praxisrelevant ist v.a., dass damit sog.
»Big-Four-Klauseln“ verboten
sind.Derartige vertragliche Regelungen
sind insoweit nichtig.




3.4.1 | Rechtsform: GmbH PIE* oder PIE
Mitbestimmungsstatut: MitbestG »~Non-PIE™

2 Auswahlverfahren geman Artikel 16 EU-VO

Sachverhalt: Norm: Anmerkung:

Zwingende Anwendung des Auswahlverfahrens

neu Besteht die Notwendigkeit, die Art. 16 Auler im Fall der Erneuerung eines Pri-
Absicht oder die Mdglichkeit, Abs. 2 bis | fungsmandats wird die Empfehlung des
den Abschlussprufer des PIE zu | 5 EU-VO | Prifungsausschusses im Anschluss an
wechseln, ist ein Auswahlver- ein Auswahlverfahren erstellt, das das
fahren gem. Art. 16 Abs. 2 bis5 | Art. 17 geprufte Unternehmen unter Beriicksich-
EU-VO durchzufiihren. Abs. 1 tigung der in der EU-VO (Art. 16 Abs. 3)
Auch vor Ablauf der Mandats- | i.V.m. § vorgegebenen Kriterien durchfihrt.
Hochstlaufzeit ist bei einem Prii- | 318 Abs. Die begriindete Empfehlung des Pri-
ferwechsel das vorgeschaltete la Satz1 | fungsausschusses basiert auf diesem
Auswahlverfahren erforderlich. HGB Auswahlverfahren.

Kriterien des Auswahlverfahrens

neu Die Kriterien des Art. 16 Abs. 3 | Art. 16 a) Aufforderung beliebiger Abschlussprii-
EU-VO fur das Auswahlverfah- | Abs. 3 fer zur Angebotsabgabe, sofern
ren gelten grundsatzlich bei je- EU-VO - Mandatshéchstlaufzeiten beachtet

der Ausschreibung.

Ausgenommen sind gemar Art.
16 Abs. 4 EU-VO PIE mit gerin-
ger Marktkapitalisierung.

Beurteilung der Angebote durch
das geprifte Unternehmen.

Erstellung eines Berichts durch

das geprufte Unternehmen; Va-
lidierung des Berichts durch den
Prifungsausschuss.

Verfahren durch gepruftes Un-
ternehmen ggi. Abschlusspri-
feraufsichtsbehorde darzulegen.

werden und

- Teilnahme von ,kleineren Prifern®
an dem Ausschreibungsverfahren in
keiner Weise ausgeschlossen wird.

b) Ausschreibungsunterlagen, die trans-
parente, diskriminierungsfreie Auswabhl-
kriterien enthalten.

c) Frei gestaltbares Verfahren und Mog-
lichkeit, im Laufe des Verfahrens direkt
mit interessierten Bietern zu verhan-
deln.

d) Aufnahme bestimmter Qualitatsstan-
dards in die Ausschreibungsunterlagen,
falls die Abschlusspriferaufsichtsbe-
hoérde deren Einhaltung verlangt.

e) Beurteilung der Angebote anhand der
in den Ausschreibungsunterlagen fest-
gelegten Auswahlkriterien.

Bericht tber die im Auswahlverfahren
gezogenen Schlussfolgerungen unter
Berucksichtigung aller Erkenntnisse aus
den von der Abschlusspriferaufsicht
verotffentlichten Inspektionsberichten.

f) Auf Verlangen der Abschlusspriferauf-

sichtsbehdrde muss faires Auswahl-
verfahren dargelegt werden kdnnen.




3.4.1

Rechtsform: GmbH

.PIE" oder

Mitbestimmungsstatut: MitbestG

~Non-PIE": PIE

3)

Empfehlung des Prifungsausschusses

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Vorlage einer begrindeten Empfehlung

des Prufungsausschusses an den Aufsichtsrat:

neu

= Empfehlung erfolgt bei ,blo-
Ber* Erneuerung des Pri-
fungsmandats (,Wieder-
bestellung“) ohne Begrin-
dung.

= Ansonsten gilt:

Der Prifungsausschuss hat
dem Aufsichtsrat (mindes-
tens) zwei Vorschlage mit ei-
ner Begriindung sowie mit
begriindeter Praferenz fir
einen der Vorschlage (,Emp-
fehlung®) zu unterbreiten.

Art. 16
Abs. 2
EU-VO

Auswahlverfahren als Grundlage der Empfehlung des Prifungsausschusses

neu

Auler im Fall der Erneuerung
eines Prifungsmandats wird die
Empfehlung des Prifungsaus-
schusses im Anschluss an ein
Auswahlverfahren erstellt, das
das geprufte Unternehmen unter
Bertcksichtigung der in der EU-
VO (Art. 16 Abs. 3) vorgegebe-
nen Kriterien durchfihrt.

Art. 16
Abs. 3
i.V.m. Art.
17 Abs. 1
und 2 EU-
VO

Zum ,Auswahlverfahren“ gemaf Art. 16
EU-VO siehe oben (2).

Erklarung des Prifungsausschusses:

neu

Der Prufungsausschuss erklart
in seiner Empfehlung, dass die-
se frei von ungebuhrlicher Ein-
flussnahme durch Dritte ist und
ihm keine ,Big-Four-Klausel*
(0.a., Art. 16 Abs. 6 EU-VO)
auferlegt wurde.




3.4.1 | Rechtsform: GmbH

LPIE" oder

MitbestG

Mitbestimmungsstatut:

~Non-PIE": PIE

4) Wahl des Abschlussprifers

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Wahl durch die Anteilseigherversammlung

Wahl des Abschlussprifers er-
folgt durch Gesellschafter- bzw.
Hauptversammlung.

Art. 16
Abs. 5
EU-VO
und

§ 318 Abs.
1Satz1

HGB

Fur die Wahl des Abschlusspriifers durch
die Hauptversammlung unterbreitet der
AR der Gesellschafterversammliung der
PIE-GmbH einen Vorschlag, mit Angabe
der Empfehlung des Priifungsausschus-
ses (s.oben zu (3), Art. 16. Abs. 2 EU-
VO)

Unterschied zwischen , Nachtragsprifu

ng“ und , Folgeprufung”

Nachtragsprufung

Anderung des Jahres- bzw.
Konzernabschlusses oder des
Lageberichts bzw. des Konzern-
lageberichts nach Vorlage des
Prifungsberichts und Prufung
dieser Unterlagen.

8§ 316 Abs.
3 HGB

Keine erneute Wahl des Abschlusspru-
fers erforderlich.

Erneute Prifung der Unterlagen ,soweit
es die Anderung erfordert".

Berichterstattung Uber das Prifungser-
gebnis.

Erganzung des Bestatigungsvermerks.

Folgeprufung

Derselbe Abschlussprifer prift
mehrere aufeinanderfolgende
Jahresabschliisse desselben
Unternehmens.

In Deutschland muss der Abschlusspri-
fer fir jedes Geschéftsjahr neu bestellt
werden.

Wahl und Beauftragung des Abschluss-
prufers erfolgen deshalb fir jedes Jahr
neu.




3.4.1 | Rechtsform: GmbH

LPIE" oder PIE

MitbestG

Mitbestimmungsstatut:

~Non-PIE":

(5)

Beauftragung des Abschlussprifers

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Uberwachung der Auswahl des Abschlussprifers:

Beauftragung des Abschluss-
prufers bei obligatorischem Auf-
sichtsrat erfolgt immer durch
den Aufsichtsrat

2 Satz 3
AktG

§ 111 Abs.

Die Norm gilt fur alle obligatorischen Auf-
sichtsrate, da die aktienrechtliche Rege-
lung entweder unmittelbar (AG) oder
Uber Verweisungen in MitbestG und Drit-
telbG qgilt.

Beauftragung des Abschluss-
prifers durch den Aufsichtsrat
erfolgt unverziglich nach der
Wahl durch die Haupt- bzw.
Gesellschafterversammlung.

Bei Abschluss des Prifungsvertrags wird
der Aufsichtsrat durch den Aufsichtsrats-
vorsitzenden vertreten.

Aufsichtsrat beschlief3t Uber die Beauft

ragung des Abschlussprifers

Erteilung des Prifungsauftrages
gem. § 111 Abs. 2 S. 3 AKtG ist
ausdrtcklich nicht vom Wortlaut
des § 107 Abs. 3 S. 4 AktG er-
fasst (dort nur § 111 Abs. 3
AktG, Einberufung HV, ge-
nannt).

Da die Prifung des Abschlusses eine
Vorbehaltsaufgabe des Gesamtplenums
ist, kann m.E. die Erteilung des Pru-
fungsauftrags an den Abschlussprtfer
nicht delegiert werden (so auch Lutter/
Krieger, Rechte und Pflichten des Auf-
sichtsrats, 6. Aufl., Kdln 2014, Tz. 174).

Kernelemente des Prifungsauftrages a

n den Abschlussprifer

Das HGB gibt Mindestinhalte
der gesetzlichen Abschlusspru-
fung vor, die auch durch Verein-
barung zwischen AR und Ab-
schlussprifer nicht einge-
schrankt werden konnen.

§ 317
HGB

Zusatzliche Prifungsschwerpunkte und
Berichterstattungsthemen kénnen —
mussen aber nicht — beauftragt werden
(siehe (6)).

Weiterhin sind zu vereinbaren:

=  Vergutung des Abschlussprifers,

= Planung des zeitlichen Ablaufs der
Prifung (ggf. mit Verweis auf nahe-
re Abstimmung zwischen Vorstand
und Prufer); dabei ist aus Sicht des
Aufsichtsrats die rechtzeitige Fertig-
stellung der Berichterstattung vor
den Sitzungen des Aufsichtsrats und
des Prifungsausschusses hervor-
zuheben.

Auftragsbestatigung durch den Abschlussprifer

Auftragsbestatigungsschreiben
des Abschlusspriifers an den
Aufsichtsrat (vertreten durch
den Vorsitzenden).

§ 675
BGB
(8 51
WPO)

Annahme des Prifungsauftrags durch
Auftragsbestétigung. Eine Ablehnung
des Prifungsauftrages hatte der Ab-
schlussprifer unverziglich zu erklaren.




3.4.1 | Rechtsform: GmbH PIE* oder PIE
Mitbestimmungsstatut: MitbestG »~Non-PIE™
(6) Prifungsschwerpunkte

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Vereinbarung (zusatzlicher) Prifungsschwerpunkte mit dem Abschlussprifer

(Zusatzliche) Prufungsschwer-
punkte kdnnen vom Aufsichtsrat
(ggf. auf Empfehlung des Pru-
fungsausschusses) beauftragt
werden.

Die Form der Berichterstattung
sollte geklart werden:

Z.B. Gesonderter Abschnitt im
Prufungsbericht oder gar Ergan-
zungsband zum Prufungsbericht
(nur bei sehr umfangreichen
Schwerpunkten).

§ 111 Abs.
2 Satz 3
AktG

Auch der Abschlusspriifer selbst setzt im
Rahmen seiner Eigenverantwortlichkeit
fur die Prufungsdurchfiihrung Schwer-
punkte. Dies kann der Aufsichtsrat nicht
einschrénken oder gar verbieten.

Insoweit sind die Prufungsschwerpunkte
des Aufsichtsrats in der Regel als ,zu-
satzlich* anzusehen.

Die Norm gilt fir alle obligatorischen Auf-
sichtsrate, da die aktienrechtliche Rege-
lung entweder unmittelbar (AG) oder
Uber Verweisungen in MitbestG und Drit-
telbG gilt.




34.1

Rechtsform: GmbH

LPIE" oder

Mitbestimmungsstatut:

MitbestG

~Non-PIE": PIE

()

Uberwachung der Unabhangigkeit des Abschlusspriifers

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Uberwachung der Unabhangigkeit des Abschlusspriifers:

Gesetzlich konkretisierter Auf-
trag zur Uberwachung der Un-
abhangigkeit des Abschlusspru-
fers durch den Prifungsaus-
schuss (bzw. den Aufsichtsrat),
ist seit BilMoG (2009) normiert.

8 107 Abs.
3 Satz 2
AktG

Die Pflicht gilt fur alle obligatorischen
Aufsichtsrate, da aktienrechtliche Rege-
lung entweder unmittelbar (AG) oder
Uber Verweisungen in MitbestG und Drit-
telbG qgilt.

Bestatigung der Unabhangigkeit des Abschlussprifers im Prifungsbericht

Der Abschlusspriifer hat im Pri-
fungsbericht seine Unabhangig-
keit zu bestatigen.

§ 321 Abs.
4a HGB

Erklarung des Abschlussprifers gegen

Uber dem Prifungsausschuss

neu Jahrliche, schriftliche Erklarung | Art. 6
des Abschlussprfers gegen- Abs. 2
Uber dem Prifungsausschuss Buchst. a)
Uber seine Unabhangigkeit. EU-VO
neu Abschlussprifer erortert mit Art. 6 Abs.
dem Prifungsausschuss 2 Buchst.
= die Gefahren fiir seine Un- | b) EU-VO

abhéangigkeit sowie

= die von ihm gemaf (Art. 6
EU-VO) Absatz 1
(vor Mandatsiibernahme
oder -fortsetzung!) doku-
mentierten und angewen-
deten SchutzmalRhahmen
zur Verminderung dieser
Gefahren.




34.1

Rechtsform: GmbH

LPIE" oder PIE

Mitbestimmungsstatut: MitbestG

~Non-PIE":

(8) Umgang mit , Nichtprifungsleistungen“ des Abschlusspriifers durch AR und PA
Sachverhalt: Norm: Anmerkung:
Verbotene Nichtprufungsleistungen
neu EU-VO enthélt eine umfangrei- | Art. 5 Abs. | HGB enthdlt Einschréankungen der Black-
che ,Blacklist* verbotener Nicht- | 1 Unter- list gem. Art 5 Abs. 1 Unterabs. 2 EU-VO
prufungsleistungen. abs. 2 EU- | in 8 319a Abs. 1 Nr. 2 und 3 HGB
VO sowie | piese Regelungen im HGB dienen zur
Ausnah- Umsetzung des Mitgliedstaatenwahl-
menin § rechts in Art.5 Abs.3 der EU-VO.
ill\?ra ébs. Im Ergebnis sind fir die Abschlussprifer
und 3 deutscher PIE nur die Nichtprufungsleis-
HGB tungen verboten, die die EU-VO als
.Mindestkatalog"“ definiert.
Das Erbringen von Nichtpri- 8§ 319, Fuhrt er dennoch eine Abschlussprifung
fungsleistungen, die gem. HGB | 319a HGB | durch, so wird diese durch einen von der
sind, fuhrt dazu, dass der Prifer Abschlussprifung ausgeschlossenen
nicht Abschlussprifer sein kann. Prufer durchgefinhrt.
Ein Verstol gegen 8 319 Abs. 2 | § 319 Abs. | = ,Besorgnis der Befangenheit*
bis 5 fuhrt dazu, dass das Ge- 2 bis5 Ein solcher Antrag kann wirksam nur bis
richt auf Antrag einen anderen HGB zur Erteilung des Bestatigungsvermerks
Abschlussprifer bestellt. gestellt werden.
Erbringung erlaubter Nichtprifungsleistungen
neu .erlaubte Nichtprifungsleistun- | Art. 5 Abs. | Verstdl3e gegen Art. 5 EU-VO sollen zu-
gen“ = nicht verbotene (s. oben) | 2 EU-VO nachst ,nur‘ dazu fuhren, dass der ent-
Erbringung durch den Ab- Art. 5 Abs. | sprechende Beratungsvertrag nichtig
schlusspriifer nur zulassig, 4 EU-VO | Wegen Versto3es gegen Verbotsgesetz
wenn der Prl'_]fungsausschuss (§ 134 BGB) ISt. Allerdlngs begehen Auf-
dies ,nach gebiihrender Beurtei- sichtsrats- bzw. Prifungsausschussmit-
lung der Gefahrdung der Unab- glieder damit einen Verstol3 gegen die
hang|gke|t und der angewende_ EU'VO, del‘ aIS Ol‘dnungSWIdrlgkelt m|t
ten SchutzmaRnahmen gemaR | g g7 aps, | BURgeld sanktioniert ist.
Artikel 22b der Richtlinie 1Nr. 1
2006/43/EG billigt.” GmbHG
Erbringung erlaubter Steuerbe- | § 3194
ratungsleistungen nur nach vor- | aps. 3
heriger Zustimmung des Pru- HGB

fungsausschusses.

Der Prifungsausschuss erstellt
ggf. Leitlinien in Bezug auf die
erlaubten Steuerberatungs- und
Bewertungsleistungen.

Beachte Honorarobergrenze gem. Art.
4 Abs. 2 EU-VO: Gesamthonorar fur
erlaubte Nichtprifungsleistungen ist
begrenzt auf maximal 70 % des Durch-
schnitts der in den letzten drei aufeinan-
derfolgenden Geschéftsjahren fir die




Abschlusspriufung(en) des geprtften Un-
ternehmens und ggf. seines Mutterun-
ternehmens, der von ihm beherrschten
Unternehmen und der konsolidierten
Abschliisse der betreffenden Unterneh-
mensgruppe.

10




3.4.1 | Rechtsform: GmbH PIE* oder PIE
Mitbestimmungsstatut: MitbestG »~Non-PIE™

9 Verbotene , Nichtpriufungsleistungen* des Abschlussprifers (,Blacklist*)
Sachverhalt: Norm: Anmerkung:

Verbotene Nichtprufungsleistungen Art. 5 Abs. 1 Unterabsatz 2 EU-VO:

% *aber gem. § 319a HGB erlaubt = v.a. wenn ,unwesentlich®, 8 319a Abs. 1 HGB

neu

a) Erbringung von Steuerberatungsleistungen im Zusammenhang mit Folgendem:

i) *Erstellung von Steuererklarungen;

ii) Lohnsteuer;

i) Zollen;

iv) *Ermittlung von staatlichen Beihilfen und steuerlichen Anreizen, es sei denn, die
Unterstiitzung durch den Abschlusspriifer oder die Prifungsgesellschaft bei sol-
chen Leistungen ist gesetzlich vorgeschrieben;

v) *Unterstitzung hinsichtlich Steuerprifungen durch die Steuerbehérden, es sei

denn, die Unterstitzung durch den Abschlussprifer oder die Prifungsgesellschaft

bei diesen Prifungen ist gesetzlich vorgeschrieben;
vi) *Berechnung der direkten und indirekten Steuern sowie latenter Steuern;
vii) *Erbringung von Steuerberatungsleistungen;
b) Leistungen, mit denen eine Teilnahme an der Filhrung oder an Entscheidungen
des gepruften Unternehmens verbunden ist;

¢) Buchhaltung und Erstellung von Unterlagen der Rechnungslegung und von Ab-

schlissen;
d) Lohn und Gehaltsabrechnung;
e) Gestaltung und Umsetzung interner Kontroll- oder Risikomanagementverfah-

ren, die bei der Erstellung und/oder Kontrolle von Finanzinformationen oder Finanzin-

formationstechnologiesystemen zum Einsatz kommen;

f) *Bewertungsleistungen, einschlieflich Bewertungsleistungen in Zusammenhang mit

Leistungen im Bereich der Versicherungsmathematik und der Unterstiitzung bei
Rechtsstreitigkeiten;

g) juristische Leistungen im Zusammenhang mit

i) allgemeiner Beratung,
i) Verhandlungen im Namen des gepriften Unternehmens und
i) Vermittlungstatigkeiten in Bezug auf die Beilegung von Rechtsstreitigkeiten;

h) Leistungen im Zusammenhang mit der internen Revision des gepriften Unter-
nehmens;

i) Leistungen im Zusammenhang mit der Finanzierung, der Kapitalstruktur und -
ausstattung sowie der Anlagestrategie des gepriften Unternehmens, ausgenommen
die Erbringung von Bestatigungsleistungen im Zusammenhang mit Abschlissen, ein-
schlieRlich der Ausstellung von Prifbescheinigungen (Comfort Letters) im Zusam-
menhang mit vom gepriften Unternehmen herausgegebenen Prospekten;

i) Werbung fir, Handel mit oder Zeichnung von Aktien des gepruften Unternehmens;

k) Personaldienstleistungen in Bezug auf

i) Mitglieder der Unternehmensleitung, die in der Position sind, erheblichen Einfluss
auf die Vorbereitung der Rechnungslegungsunterlagen oder der Abschliisse, die
Gegenstand der Abschlussprifung sind, auszutiben, wenn zu diesen Dienstleis-
tungen Folgendes gehort:
— Suche nach oder Auswahl von Kandidaten fur solche Positionen oder
— Uberpriifung der Referenzen von Kandidaten fiir diese Positionen;

i) Aufbau der Organisationsstruktur und

iii) Kostenkontrolle.




3.4.1 | Rechtsform: GmbH PIE* oder PIE
Mitbestimmungsstatut: MitbestG »~Non-PIE™

(10) Kommunikation mit dem Abschlussprufer

Sachverhalt: Norm: Anmerkung:

Teilnahme des Abschlussprifers an der , Bilanzsitzung”

Abschlussprifer hat an der ,Bi-
lanzsitzung“ des Aufsichtsrats
oder des Prifungsausschusses
verpflichtend teilzunehmen.

8171 Abs.
1S.2und
3 AktG

Beim obligatorischen GmbH-Aufsichtsrat
gilt diese Norm uber die entsprechende
Verweisung in DrittelbG bzw. MitbestG.

Diese Formulierung (,oder") ist m.E. so

zu verstehen, dass der Abschlussprifer
an den Sitzungen des Ausschusses und
des Plenums teilnimmt.

Diese ,kumulative” Betrachtung erklart
sich v.a. damit, dass die Prifung des
Abschlusses eine Vorbehaltsaufgabe
des Aufsichtsratsplenums ist (§ 107 Abs.
3 Satz 4 AktG) und der Ausschuss nur
vorberaten kann (so auch Lutter/Krieger,
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats,
6. Auflage, Koln 2014, Tz. 183).

Weder Aufsichtsrat noch Abschlussprifer
konnen auf die Teilnahme des Ab-
schlussprifers an der Bilanzsitzung ver-
zichten. Wer auf die Teilnahme des Ab-
schlussprifers verzichtet, begeht eine —
im Schadensfall haftungsbewahrte —
Pflichtverletzung.

neu Art. 11 Abs. 2, 2. Unterabsatz Beratung wichtigster Sachverhalte aus
EU-VO ist damit bereits umge- der Abschlusspriifung, auf Verlangen des
setzt. Abschlussprufers oder des Prifungsaus-

schusses.

Pflicht des Abschlussprifers zur unverziiglichen Mitteilung von UnregelmaRigkeiten
IDW Prifungsstandard: IDW PS
Der Abschlusspriifer hat dem 210 Tz. 60
Aufsichtsrat Unregelmafigkei- ff.
ten, die im Rahmen der Prifung
entdeckt wurden, unverziiglich
mitzuteilen.
Empfehlung des DCGK: DCGK GmbH ist nicht bérsennotiert und des-
Unverziigliche Berichterstattung | Abschnitt | halb nicht zur Abgabe einer Entspre-
fiir die Aufgaben des Aufsichts- | und die Anwendung des DCGK verpflichtet.
rats wesentlichen Feststellun- IDW PS In der Praxis sollte eine entsprechende
gen und Vorkommnisse wah- 345 ,Ad-Hoc-Berichterstattung*“ auch bei nicht

rend der Abschlusspriifung.”

bdrsennotierten Gesellschaften erfolgen.
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34.1

Rechtsform: GmbH

LPIE" oder

Mitbestimmungsstatut: MitbestG

~Non-PIE": PIE

(11) Prifungsergebnis des Abschlussprifers (Berichterstattung und Bestéatigungsvermerk)
Sachverhalt: Norm: Anmerkung:
Berichtspflicht des Abschlussprifers

Pflicht zur Berichterstattung im § 321 Abs.

Prifungsbericht tber 1 Satz 1,

- Art, 1. Halb-

- Umfang und satz HGB

- Ergebnis

der Prifung.

Pflicht des Abschlussprifers zur Vorlage eines Prifungsberichts

neu Pflicht zur Vorlage eines ,,zu- | Art. 11
satzlichen Berichts". EU-VO
neu Der Mindestinhalt des ,zusatz- | Art. 11
lichen Berichts* geht deutlich Abs. 2
Uber den Mindestinhalt des Prii- | EU-VO

fungsberichts gemaf § 321
HGB hinaus.

Nach deutschem Verstandnis (und lan-
ger ,Tradition") ist damit der in Deutsch-
land fur gesetzliche Pflicht-
Abschlussprifungen ohnehin vorge-
schriebene Prifungsbericht (8 321
HGB) gemeint.

Bestatigungsvermerk (, Testat") — zusammengefasstes Prifungsergebnis

neu Darstellung des Prifungsergeb- | Art. 28 = Nach deutschem Recht (8 322 HGB)
nisses im Bestatigungsvermerk. | tUberarb. wird das Prifungsergebnis im Besta-
Mindestinhalt gemaR Art. 28 der AI_D- o tigungsvermerk zusammengefasst:
tiberarb. Abschlusspriferrichtli- | Richtlinie - uneingeschrankter Bestatigungs-
nie. vermerk,
- eingeschrankter Bestatigungs-
vermerk oder
- Versagungsvermerk.
= Erganzung des Bestatigungsvermerks
(ohne Einschrankung des Prifungsur-
teils) moglich und in der Praxis
durchaus gebrauchlich.
neu Zusatzlich zum Mindestinhalt Art. 10 Als besonders relevant werden die An-
gem. Art. 28 der Uberarb. AP- Abs. 2 gaben des Prifers zu den sog. ,Key Au-
Richtlinie hat der Bestatigungs- | EU-VO dit Matters" (wesentlichen Prifungs-
vermerk bei PIE durch die EU- schwerpunkten) eingeschatzt:
VO einen dariber hinaus ge- = Beschreibung der bedeutsamsten
henden Mindestinhalt beurteilten Risiken wesentlicher fal-
Hinweis: Bestatigungsvermerk | § 322Abs. scher Darstellungen,
von Non-PIE bleibt (bis zur An- | 1a HGB = Zusammenfassung der Reaktion des

erkennung entspr. Internationa-
ler Prifungsstandards) unver-
andert = umfangreicherer Be-
statigungsvermerk bei PIE

Prufers auf diese Risiken und

= gegebenenfalls wichtige Feststellun-
gen in Bezug auf diese Risiken.

13



3.4.1 | Rechtsform: GmbH PIE* oder PIE

Mitbestimmungsstatut: MitbestG »~Non-PIE™

(12) Mindestinhalt des Prufungsberichts

Sachverhalt: Norm: Anmerkung:

Bezeichnung , zuséatzlicher Bericht an | Art. 11 Prifung Risikofriiherkennungssystem

den Prifungsausschuss® Abs. 2 (8 317 Abs. 4 HGB) mit Bericht nur bei
EU-VO bérsennotierter AG zwingend

neu Schriftlicher Bericht, enthalt Erlauterung der Ergebnisse der durchgefihrten Ab-

schlusspriufung und ferner zumindest Folgendes:

a)
b)
c)

d)
e)
f)
9)
h)
i)

Erklarung Uber die Unabhangigkeit nach Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe a,
Angabe jedes an der Prifung beteiligten verantwortlichen Prifungspartners,

ggf. Hinweis darauf, dass der Abschlussprifer Vorkehrungen zur Sicherstellung der
Unabhéangigkeit bei Einschaltung Dritter getroffen hat,

Beschreibung von Art, Haufigkeit und Umfang der Kommunikation mit den Organen,
Beschreibung von Umfang und Zeitplan der Prifung,

»~Joint Audit“: Beschreibung der Aufgabenverteilung zwischen den Abschlussprifern,
Beschreibung der verwendeten Prifungsmethoden je ,Bilanzkategorie®,

Darlegung (ggf. auch einzelner) quantitativer Wesentlichkeitsgrenzen,

Angaben und Erlauterungen bei festgestellten Ereignissen oder Gegebenheiten, die
erhebliche Zweifel an der Fahigkeit des Unternehmens zur Fortfiihrung der Unter-
nehmenstatigkeit aufwerfen kénnen,

Angabe bedeutsamer Mangel im internen Finanzkontrollsystem, einschl. Angabe zu
jedem davon, ob er vom Management beseitigt wurde oder nicht,

Angabe von im Laufe der Prifung festgestellten bedeutsamen Sachverhalten im Zu-
sammenhang mit tatséchlichen oder vermuteten NormverstoRRen,

Angabe und Beurteilung der bei den verschiedenen Posten des Abschlusses ange-
wandten Bewertungsmethoden einschlief3lich etwaiger Auswirkungen von Anderun-
gen an diesen Methoden,

m) bei Prifung des konsolidierten Abschlusses (Konzernabschluss), Erlauterung des

n)
0)

p)

Umfangs der Konsolidierung und der auf etwaige nicht konsolidierte Unternehmen
angewandten Ausschlusskriterien,

ggf. Angabe, welche Prufungsarbeiten von Priifern aus einem Nicht-EU-Land ausge-
fuhrt wurden,

Angabe, ob das geprufte Unternehmen alle verlangten Erlauterungen und Unterlagen
geliefert hat,

Angaben (ber:
i) etwaige bedeutsame Schwierigkeiten wahrend der Abschlusspriifung,

ii) etwaige bedeutsame Sachverhalte, die wahrend der Prifung besprochen wurden
oder Gegenstand des Schriftverkehrs mit dem Management waren,

iii) etwaige sonstige sich aus der Abschlusspriifung ergebende Sachverhalte, die fir
die Aufsicht Uber den Rechnungslegungsprozess bedeutsam sind.
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34.1 GmbH

Rechtsform:

LPIE" oder PIE

MitbestG

Mitbestimmungsstatut:

~Non-PIE":

(13)

Vorlage von Abschluss und Prifungsbericht an Aufsichtsrat und Prifungsausschuss

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Pflicht des Abschlussprifers zur Vorlage des Prifu

ngsberichts an den Aufsichtsrat

neu Vorlagepflicht des Abschluss- § 321 Abs. | Neufassung 8§ 321 Abs. 5 Satz 2 HGB:
prufers ergibt sich daraus, dass | 5Satz2 | Hat der Aufsichtsrat den Auftrag erteilt,
der Aufsichtsrat den Prifungs- | HGB so ist der Bericht ihm und gleichzeitig
auftrag erteilt (,Auftraggeber ist einem eingerichteten Priifungsaus-
Berichtsadressat"). schuss, vorzulegen.*
Nach wie vor gilt, dass jedes Aufsichts-
ratsmitglied das Recht hat, von den zu
prufenden Vorlagen (u.a. Abschlisse)
und Prifungsberichten Kenntnis zu neh-
_ men. Die Vorlagen und Prifungsberichte
Beachte: Selbst wenn ein Prii- ab1e7r(.) Ab sind auch jedem Aufsichtsratsmitglied
fungsausschuss eingerichtet ist g AKIG S| oder, soweit der Aufsichtsrat dies be-
(was bei PIE wohl iiberwiegend schlossen hat, den Mltgllegern eines
der Fall sein dirfte) bleibt die Ausschusses gz.B. des Prifungsaus-
Prufung von Jahres_ und Kon- SChUSSGS) ZU Ubermltteln.
zernabschluss immer eine Vor- § 107 Abs 88 170 Abs. 3 sowie 171 i.V.m. 107 Abs.
behaltsaufgabe des Gesamt- 3 Satz 4 " | 3 Satz 3 AktG gelten im obligatorischen
Aufsichtsrats. iv.m. § GmbH-Aufsichtsrat durch entsprechende
171 AKIG Verweisung in DrittelbG bzw. MitbestG.
Zuleitung des Priafungsberichts an Geschéftsfihrung bzw. Vorstand
neu Wenn der Abschlusspriifer den | § 321 Abs. | Bisher war dem Vorstand vor Zuleitung
Prufungsbericht dem Aufsichts- | 5 Satz 3 des Berichts an den Aufsichtsrat Gele-
rat vorzulegen hat (weil dieser HGB n.F.* | genheit zur Stellungnahme zu geben.
den Prufungsauftrag erteilt hat, | § 321 Abs. | Laut Begriindung zum AReG-RegE er-
s. oben) ,ist der Berichtunver- | 55at73 | halt das Geschaftsfihrungsorgan durch
ziglich nach Vorlage dem Ge- | HGB a.F. | die Regelung eine ausdriickliche An-

schaftsfuhrungsorgan (Vorstand
oder Geschéftsfihrung) mit Ge-
legenheit zur Stellungnahme
zuzuleiten.

spruchsgrundlage zur Vorlage des ,ferti-
gen* Prufungsberichts.

In der Praxis war es bisher Ublich, dass
der Abschlusspriifer dem Vorstand bzw.
der Geschaftsfuhrung einen Berichts-
entwurf zugeleitet hat. Dieses Verfahren
(auch als ,letzte Prifungshandlung” des
Prifers bezeichnet) wird weiterhin als
rechtmafig angesehen (so auch
Rechtsausschuss des Deutschen Bun-
destages, Drucksache 18/7902, S. 64).

15




3.4.1 | Rechtsform: GmbH

LPIE" oder

MitbestG

Mitbestimmungsstatut:

~Non-PIE": PIE

(14) Prufung des Abschlusses durch den Aufsichtsrat
Sachverhalt: Norm: Anmerkung:
Prafungspflicht des Aufsichtsrats
Gegenstand der Prufungspflicht: | § 171 Abs. | Regelung gilt fur alle obligatorischen
= Jahresabschluss, 1Satz 1 Aufsichtsrate, da aktienrechtliche Rege-
. , AktG lung entweder unmittelbar (AG) oder
Laggberlcht und Uber Verweisungen in MitbestG und Drit-
. G(;vlvmnverwendungsvor- telbG gilt.
_SC ag Der Aufsichtsrat hat nicht nur die Recht-
Bel Konzern- maRigkeit, sondern auch die sachliche
Mutterunternehmen erstreckt Angemessenheit (,ZweckmaRigkeit* und
sich dle_ Prafungspflicht zusatz- ,Wirtschaftlichkeit*) des Jahresabschlus-
lich auf: ses zu priifen.
* Konzernabschluss und Insoweit ist sein Prifungsauftrag weiter-
= Konzernlagebericht. gehend als der des Abschlussprufers,
der die Ordnungsmafigkeit und Recht-
mafigkeit der Buchfihrung und des Ab-
schlusses priift.
8§ 171 AktG ist bei GmbH mit obligatori-
schem Aufsichtsrat (durch die Verwei-
sung in DrittelbG und MitbestG) zwin-
gendes Recht. Abweichende Regelun-
gen durch den Gesellschaftsvertrag sind
nicht zulassig.
Prifung und Billigung (beim § 107 Abs. | Die Delegation an einen Ausschuss des
Jahresabschluss damit ggf. 3 Satz 4 Aufsichtsrats ist nicht zulassig. Auch ein
auch Feststellung) der Ab- AktG gof. eingerichteter Prifungsausschuss

schlisse ist immer Vorbehalts-
aufgabe des Gesamt-
Aufsichtsrats.

Prufungspflicht gilt fir jedes
einzelne Aufsichtsratsmitglied.

kann sich nur vorbereitend mit den Ab-
schliissen und den weiteren Unterlagen
(v.a. Prafungsberichte, s. unten) befas-
sen. Alle AR-Mitglieder (nicht nur die
Mitglieder eines Prifungsausschusses!)
bleiben in der Pflicht zur Prifung der
Abschlusse.

Die Norm gilt fir den GmbH-AR zwin-

gend durch Verweisung in DrittelbG bzw.
MitbestG.

Die Prifung durch den Auf-
sichtsrat erfolgt grundséatzlich
durch sorgfaltiges und kritisches
Studium der Prifungsberichte.

Ggf. ergdnzende Befragung des Ab-
schlussprifers in der AR-Sitzung. Weite-
re Prifungshandlungen des Aufsichtsrats
(oder von ihm initiierte bzw. beauftragte)
sind regelmaRig erst dann erforderlich,
wenn die Berichterstattung des Ab-
schlusspriifers aus Sicht des Aufsichts-
rats Unplausibilitaten enthalt.
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3.4.1 | Rechtsform: GmbH

LPIE" oder

MitbestG

Mitbestimmungsstatut:

~Non-PIE": PIE

(15) Beschlussfassung des Aufsichtsrats (Billigung bzw. Billigung und Feststellung)
Sachverhalt: Norm: Anmerkung:
Billigung des Jahresabschlusses
§ 171 Abs. 2 AktG: § 171 Abs. | Bei GmbH ist der Jahresabschluss
'Der Aufsichtsrat hat tiber das 2 AktG durch den Aufsichtsrat regelméRig
Ergebnis der Prufung Schriftlich nur zu b||||gen D|e Festste”ung deS
berichten. ... 3Ist der Jahresab- grundsatzlich der Gesellschafterver-
schluB durch einen Abschluf3- sammliung (§ 46 Nr. 1 GmbHG).
prifer zu prufen, so hat der Auf- Die Kompetenz zur Billigung des Jahres-
sichtsrat ferner zu dem Ergebnis abschlusses kann in der GmbH mit obli-
der Prifung des Jahresab- gatorischem Aufsichtsrat (MitbestG und
schlusses durch den Abschluf3- DrittelbG) nicht auf die Gesellschafter-
prufer Stellung zu nehmen. versammlung Ubertragen werden, da
4Am SchiuR des Berichts hat MitbestG und DrittelbG zwingend auf
der Aufsichtsrat zu erklaren, § 171 AKIG verweisen.
ob nach dem abschlieRBenden Bei der GmbH ist zu prifen, ob der
Ergebnis seiner Prufung Ein- Aufsichtsrat den Jahresabschluss durch
wendungen zu erheben sind entsprechende gesellschaftsvertragli-
und ob er den vom Vorstand che Regelung auch feststellt.
aufgesteliten Jahresabschluf Der festgestellte Jahresabschluss I6st
billigt. Rechtsfolgen aus (z.B. als Grundlage
% Beschlussfassung des der zu beschlie3enden oder der vertrag-
Aufsichtsrats erforderlich! lichen Ergebnisverwendung).
Der noch nicht festgestellte Jahresab-
schluss kann von der Gesellschafterver-
sammlung noch geéndert werden. Dies
fuhrt aber zu einer Nachtragsprifung
beziglich der Anderung.
Billigung des Konzernabschlusses
Der Aufsichtsrat eines Mut- § 171 Abs. | Der Konzernabschluss lost - anders als
terunternehmens (8 290 Abs. 1 | 2 Satz 5 der Jahresabschluss (s. oben) - keine
und 2 HGB) billigt den Kon- AktG unmittelbaren Rechtsfolgen aus.
zernabschluss. & Deshalb erfolgt keine Feststellung!
Allerdings ist der Konzernabschluss zum
EU-VO Beispiel regelmaltig Grundlage der Kapi-
1606/2002 | talmarktkommunikation (,Informations-
vom funktion des Konzernabschlusses*) und
19.07. wird dementsprechend verdffentlicht.
2002 Kapitalmarktorientierte Unternehmen mit
vgl. auch Sitz in einem Mitgliedstaat der EU sind
§ 315a verpflichtet, ihnren Konzernabschluss
Abs. 1 nach den ,International Financial Report-
HGB ing Standards” (IFRS) aufzustellen.
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3.4.1 | Rechtsform: GmbH

LPIE" oder

Mitbestimmungsstatut: MitbestG

~Non-PIE": PIE

(16) Berichterstattung von AR und PA Uber das Ergebnis ihrer Prifung

Sachverhalt: Norm: Anmerkung:

Berichterstattung des Aufsichtsrats an die Hauptversammlung
Der Aufsichtsrat hat der Haupt- | 8 171 Abs. | Regelung gilt fur alle obligatorischen
versammlung schriftlich Bericht | 2 AktG Aufsichtsrate, da aktienrechtliche Rege-

Zu erstatten.

lung entweder unmittelbar (AG) oder
Uber Verweisungen in MitbestG und Drit-
telbG qilt.
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34.1

Rechtsform: GmbH

LPIE" oder

Mitbestimmungsstatut:

MitbestG

~Non-PIE": PIE

17

Gesetzliche Anforderungen an die Mitglieder von Aufsichtsrat und Prifungsausschuss

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Persénliche Anforderungen gemaf § 100 AktG

= Nur natirliche, unbeschrankt | § 100 8 100 AktG gilt Gber die Verweisung im
geschéftsfahige Person als AktG MitbestG (8 6 Abs. 2) sowie im DrittelbG
Aufsichtsratsmitglied (Abs. 1). (8 1 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2) auch fur den

= Hochstzahl der Aufsichtsrats- obligatorischen GmbH-Aufsichtsrat.
mandate (Abs. 2).

= Verweis auf MitbestG und
DrittelbG fir andere personli-
che Voraussetzungen (Abs.

3).

= Persdnliche Voraussetzungen
fur entsandte Aufsichtsrats-
mitglieder durch Satzungsre-
gel moglich (Abs. 4).

= Mindestens ein ,Financial Ex-
pert‘ (Abs. 5).

. Finanzexperte* (,Financial Expert*)
neu Mindestens ein Aufsichtsrats- § 100 Abs. | Das ausdrtickliche Unabhangigkeitser-
mitglied bei PIE muss Uber 5 AktG fordernis wird mit Hinweis darauf aufge-

Rechnungslegungs- oder Ab- n.F.* geben, dass durch die institutionelle

schlussprifungssachverstand Trennung des Prifungsausschusses von

verfugen (,Financial Expert"). der Geschéaftsleitung bereits ein allge-

Die Unabhéangigkeit des ,Finan- mein hohes Mal’ an Unabhangigkeit si-

cial Expert“ ist nicht mehr gefor- chergestellt ist (vgl. Begriindung zu §

dert. 100 AktG, AReG-RefE).

Nicht jedes Aufsichtsratsmitglied muss
im Vorfeld seiner Besetzung praktische
Erfahrung oder Kenntnisse in dem Sek-
tor gesammelt haben, in dem das Unter-
nehmen tatig ist. ,Sektorenkenntnisse*
kénnen z.B. auch durch intensive Wei-
terbildungen erworben werden (vgl. Be-
grindung zu § 100 AktG, AReG-RegE).

Die Aufsichtsratsmitglieder

missen in ihrer Gesamtheit mit

dem Sektor, in dem das Unter-

nehmen tatig ist, vertraut sein.

Die Regelung des § 100 Abs. 5

gilt auch fur den Prifungsaus- i i?(,[?GAbS'

schuss bei PIE. 0 E*
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34.1 GmbH

Rechtsform:

LPIE" oder PIE

MitbestG

Mitbestimmungsstatut:

~Non-PIE":

(18)

Aufsichtsrat und Ausschussbildung

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Selbstorganisationsrecht des Aufsichtsrats

Die Kompetenz zur Bildung,
Besetzung und Aufgabenzuwei-
sung von Aufsichtsratsaus-
schissen liegt (soweit keine
gesetzliche Reglung existiert,
z.B. 8 27 Abs. 3 MitbestG fur
den sog. ,Vermittlungsaus-
schuss*) beim obligatorischen
Aufsichtsrat zwingend beim Auf-
sichtsrat.

§ 107 Abs.
3S.1
AktG

= ,Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mit-
te einen oder mehrere Ausschiisse
bestellen, namentlich um seine Ver-
handlungen und Beschliisse vorzube-
reiten oder die Ausfiihrung seiner Be-
schliisse zu tberwachen.”

Es besteht auch keine Kompetenz des
Satzungsgebers (Hauptversammlung),
dem Aufsichtsrat die Bildung von Aus-
schiissen vorzuschreiben, zu beschrén-
ken oder zu untersagen.

Regelung gilt fur alle obligatorischen
Aufsichtsrate, da aktienrechtliche Rege-
lung entweder unmittelbar (AG) oder
Uber Verweisungen in MitbestG und Drit-
telbG gilt.

Keine Pflicht zur Bildung eines Prufungsausschuss

es

Maoglichkeit der Mitgliedstaaten,
von Pflicht zur Bildung eines
Prifungsausschusses bei PIE
abzusehen.

Art. 39
Abs. 2,
Unterabs.
2 Uberarb.
AP-
Richtlinie

8 107 Abs. 3 Satz 1 und 2 AktG insoweit
unverandert: ,Der Aufsichtsrat kann aus
seiner Mitte einen oder mehrere Aus-
schisse bestellen, ....Er kann insbeson-
dere einen Prifungsausschuss bestellen,

Soweit besondere aufsichtsrechtliche
Bestimmungen dem Aufsichtsorgan
(Aufsichts- oder Verwaltungsrat) die Bil-
dung von Prifungsausschiissen zwin-
gend vorschreiben (z.B. § 25d Abs. 9
KWG), besteht diese Pflicht unabhangig
von der aktienrechtlichen ,Kann-
Regelung*

Empfehlung des Deutschen Corporate Governance

Kodex

Der DCGK empfiehlt (bérsenno-
tierten Aktiengesellschaften) die
Einrichtung eines Prufungsaus-
schusses durch den Aufsichts-
rat.

DCGK
Abschnitt
5.3.2

§ 161
AktG

GmbH ist nicht borsennotiert und des-
halb nicht zur Abgabe einer Entspre-
chenserklarung gemaf § 161 AktG Uber
die Anwendung des DCGK verpflichtet.
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3.4.1 | Rechtsform: GmbH _PIE* oder PIE
Mitbestimmungsstatut: MitbestG »Non-PIE".
(19) Mogliche Aufgabenteilung zwischen Aufsichtsrat und Prifungsausschuss

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Selbstorganisationsrecht des Aufsichtsrats

neu Im Gesetz erfolgt eine Aufga- § 107 Abs. | Die Gesetzesbegriindung zum AReG
benzuweisung an einen (weiter- | 3 Satz 2 stellt klar, dass der Prifungsausschuss
hin nicht zwingend zu bilden- AktG in der dualistischen Unternehmensver-
den) Prifungsausschuss (s. fassung — wie sie das AktG vorgibt — kein
oben). eigenstandiges Unternehmensorgan ist.
.Der eingerichtete Prifungsausschuss
erfillt seine Aufgaben unbeschadet der
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats.”
(Begrindung zu § 107 AktG, AReG-
RegE)
neu Der Prufungsausschuss kann § 107 Abs. | In dem im Aktiengesetz angelegten Sys-
~-Empfehlungen oder Vorschlage | 3 Satz 3 tem sind diese Empfehlungen oder Vor-
zur Gewabhrleistung der Integri- | AktG schlage regelméafRig an den Aufsichtsrat

tat des Rechnungslegungspro-
zesses" unterbreiten.

zu erteilen, dessen Gremium der Pri-
fungsausschuss ist (vgl. Begrindung zu
§ 107 AktG, AReG-RegE).
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3.4.1 | Rechtsform: GmbH

LPIE" oder

MitbestG

Mitbestimmungsstatut:

~Non-PIE": PIE

(20)

Berichterstattung von Aufsichtsrat bzw. Prifungsausschuss uber ihre Tatigkeit

Sachverhalt:

Norm:

Anmerkung:

Berichterstattung des Aufsichtsrats an

die Haupt- b

zw. Gesellschafterversammlung

Der Aufsichtsrat hat der Haupt-
versammlung schriftlich Bericht
Zu erstatten.

§ 171 Abs.
2 AktG

Regelung gilt fiir alle obligatorischen
Aufsichtsrate, da aktienrechtliche Rege-
lung entweder unmittelbar (AG) oder
Uber Verweisungen in MitbestG und Drit-

telbG gilt.

Berichtspflicht gegeniber der (Abschlu

ssprufer-)Aufsichtsbehdrde

neu Die Abschlusspruferaufsichts-
stelle beim Bundesamt fur Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle

kann

= zur Erflllung ihrer Aufgaben
gem. Art. 27 Abs. 1 Buchst.
c) der EU-VO (Bewertung
der Téatigkeitsergebnisse der
Prufungsausschusse durch
die Behorde)

von einem PIE

(auBer: Genossenschatft,
Sparkasse oder sonstiges
landesrechtliches o6ffentlich-
rechtliches Kreditinstitut)

eine Darstellung und Erlaute-
rung des Ergebnisses sowie
der Durchfiihrung der Tétig-
keit seines Prifungsaus-
schusses

verlangen.

= Sije soll zunachst auf Infor-
mationen aus offentlich zu-
ganglichen Quellen zurtck-

greifen.

§ 324 Abs.
3 HGB

Die Abschlusspriiferaufsichtsstelle ist
Abschlusspriferaufsichtsbehérde
i.S.v. Art 20 der EU-VO 537/2014. Sie
ist eigentlich fir die Berufsaufsicht
Uber die Wirtschaftsprifer zustandig.
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	3.4.1 GmbH mit Aufsichtsrat gemäß MitbestG, PIE

